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Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Martina Kaufmann, MMSc BA, Dr. Elisabeth Götze, 
Kolleginnen und Kollegen 

zur Regierungsvorlage betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Berufsausbildungsgesetz geändert 
wird (34 d.B.), in der Fassung des Ausschussberichtes (100 d.B.) TOI!.-4/ 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Die eingangs bezeichnete Regierungsvorlage in der Fassung des Ausschussberichtes 100 d. B. wird 

wie folgt geändert: 

Z /2 lautet wie folgt: 

" Dem § /3 werden folgende A bs. 7 und 8 angefügt: 

,,(7) In folgenden Fällen können die Vertragspartner bei Lehrverträgen gemäß § 1 und § 8b Abs. 
sowie bei Ausbildungsverträgen gemäß § 8b Abs. 2 eine Reduktion der täglichen oder wöchentlichen Aus­
bildungszeit bis auf die Hälfte der gesetzlichen oder kollektivvertraglichen Normalarbeitszeit vereinbaren, 
wenn zu erwarten ist, dass das Ausbildungsziel auch im Rahmen der reduzierten Ausbildungszeit erreicht 
wird: 

I. wenn sich der Lehrling bzw. die Auszubildende/der Auszubildende der Betreuung ihres/seines 
Kindes widmet, bis zum 31. Dezember des Jahres des Eintritts in die Schulausbildung, 

2. bei Vorliegen gesundheitlicher Gründe des Lehrlings bzw. der Auszubildenden/des Auszubilden­
den sowie 

3. wenn dies zur Ermöglichung von Kurzarbeit im Lehrbetrieb gemäß § 37b des Arbeitsmarktser-
vicegesetzes erforderlich ist. 

Bei der Erlemung eines Lehrberufes gemäß § I darf, mit Ausnahme bei Kurzarbeit (Ziffer 3), die rur den 
Lehrberuf festgesetzte Dauer der Lehrzeit (§ 7 Abs. I lit. b) um bis zu zwei Jahre verlängert werden. Bei 
der Erlemung eines Lehrberufes gemäß § 8b Abs. I darf die in dieser Bestimmung festgelegte zulässige 
Gesamtdauer der verlängerten Lehrzeit zusätzlich um ein Jahr verlängert werden. Bei einer Ausbildung 
gemäß § 8b Abs. 2 darf die gesamte Ausbildungszeit vier Jahre nicht übersteigen. Im Falle gesundheitlicher 
Gründe (Ziffer 2) ist eine ärztliche Bestätigung beizubringen. Im Fall der Ziffer 3 kann die tägliche oder 
wöchentliche Ausbildungszeit für die Dauer der Beihilfengewährung bis zur Gänze, jedoch längstens bis 
zum 3 I. August 2020, reduziert werden. 

(8) Abs. 7 ist im Falle der Z 3 auch auf Lehrverträge bzw. Ausbildungsverträge anzuwenden, die unter 
die land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsordnungen bzw. land- und forstwirtschaftlichen Be­
rufsausbildungsgesetze der Länder fallen . Abs. 7 letzter Satz ist anzuwenden." 

Begründung 

Um aufgrund der aktuellen Herausforderungen für Wirtschaft und Arbeitsmarkt aufgrund von Covid-19 
auch Lehrbetriebe zu untersützen und um die Lehrstellen zu erhalten bzw. die Lehrlingsausbildung struk­
turell zu unterstützen soll das Instrument der Kurzarbeit auch fur Lehrlinge, befristet bis Ende August 2020 
ermöglicht we 
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